
Unfallaufnahmen durch Dash-Cam – zulässig oder doch nicht?
§ 44a Z 1 VStG. Im StrafErk hat die Umschreibung einer Tat
so präzise zu sein, dass der Besch seine Verteidigungsrechte
wahren kann und er nicht der Gefahr einer Doppelbestra-
fung ausgesetzt ist; sie darf keinen Zweifel daran bestehen
lassen, wofür der Täter bestraft worden ist.

Art 4 Z 1, 2 und 7, Art 5 lit a und c, Art 6 Abs 1 lit f und Art 83
Abs 5 lit a DSGVO; § 12 DSG. Enthält das angefochtene Erk,
weil es seiner Beurteilung nicht die Datenanwendung insge-
samt zugrunde gelegt hat, keine ausdrückl Feststellungen
zur generellen Ausgestaltung einer konkret betriebenen
Dash-Cam-Anlage, kann mangels ausreichend präziser Tat-
umschreibung nicht verlässlich beurteilt werden, ob eine
angelastete Datenverarbeitung insgesamt im Hinblick auf

das davon erfasste Ausmaß als rechtmäßig und auf das not-
wendige Maß beschränkt angesehen werden kann. Das Erk
ist daher mit inhaltl Rechtswidrigkeit belastet und aufzuhe-
ben. Daher (in casu noch) keine generelle Aussage über die
Zulässigkeit einer anlasslosen Bildverarbeitung durch Dash-
Cam im Straßenverkehr.

Datenschutzrecht
VwGH 18. 3. 2022, Ro 2020/04/0008 (BVwG 16. 10. 2019,
W256 2222862-1/4E)
Datenschutz; Datenverarbeitung; Dash-Cam; Doppelbestra-
fungsverbot; Persönlichkeitsrechte
ZVR 2023/67

Bearbeitet von KARL-HEINZ DANZL

Sachverhalt

[ Vorlage Dash-Cam-Unfallfotos aus Kfz ]
Der Mitbeteiligte legte im Zuge einer Anzeige gegen einen Drit-
ten bei der LPD Wien zwei ausgedruckte Lichtbilder von einem
Unfallgeschehen vor, die aus einer Aufzeichnung durch eine in
seinem Kfz installierte „Dash-Cam-Anlage“ stammten.

[ Anzeige an DSB ]
Daraufhin erstattete die LPD bei der DSB (AmtsRevWerberin)
Anzeige gegen den Mitbeteiligten wegen „Missachtung des
DSG“.

[ Strafverfügung und Einspruch dagegen ]
Die DSB erließ in der Folge am 21. 2. 2019 eine Strafverfügung
gegen den Mitbeteiligten.

VwGH zur Datenschutzproblematik von Dash-
Cam-Aufnahmen im Auto: Einbau einfach, Ver-
wendung heikel.

Im dagegen erhobenen Einspruch brachte der Mitbeteiligte ua
vor, es würden allenfalls Aufnahmen von Fahrzeugen gemacht,
wobei die lenkenden Personen nicht erkennbar und allfällige Pas-
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santen aufgrund der minimierten Qualität der Bilder nicht
identifizierbar seien. Die aufgezeichneten Bilder würden sich
selbst überschreiben, außer der Mitbeteiligte ziehe (wie am
29. 11. 2018 geschehen) im Fall eines Unfalls die Speicherkarte
heraus.

[ StrafErk nach Einspruch ]
In der Folge verhängte die DSB am 28. 6. 2019 gegen den Mitbe-
teiligten ein StrafErk mit folgendem Inhalt:

„Sie haben als Verantwortlicher iSd Art 4 Z 7 DSGVO jeden-
falls am 29. 11. 2018 um 10.48 Uhr ausgehend vom unten ge-
nannten Kfz und damit verbunden auf öff Verkehrsflächen, je-
denfalls in [. . .] eine in dem von Ihnen gelenkten Fahrzeug [. . .]
installierte Dash-Cam-Anlage (Videoüberwachung) betrieben
und verwendet. Dadurch wurden Bildaufnahmen von anderen
Straßenverkehrsteilnehmern angefertigt. Die beiden Dash-Cams
haben sowohl den vor als auch den hinter Ihrem Fahrzeug be-
findlichen öff Straßenverkehr erfasst und damit unzulässigerwei-
se öff Raum gefilmt und unzulässigerweise in die Rechte Dritter
eingegriffen. Die gegenständlichen Bildaufnahmen wurden vor-
sätzl zum Zweck der Dokumentation eines potentiellen Unfall-
geschehens angefertigt und im konkreten Anlassfall [. . .] ausge-
wertet.

Die Videoüberwachung war somit nicht auf Bereiche be-
schränkt, welche in der ausschließl Verfügungsbefugnis des Ver-
antwortlichen stehen, sie war somit nicht dem Zweck angemes-
sen und nicht auf das notwendige Maß beschränkt.“

Dadurch habe der Mitbeteiligte Art 5 Abs 1 lit a und c sowie
Art 6 Abs 1 DSGVO verletzt und über ihn wurde gem Art 83
Abs 5 lit a DSGVO eine Geldstrafe in der Höhe von € 500,–
(bzw eine Ersatzfreiheitsstrafe im Ausmaß von 35 Stunden) ver-
hängt.

Begründend führte die DSB aus, es liege unbestritten eine
Bildaufnahme iSd § 12 DSG vor. Die aufgezeichneten Bilddaten
stellten jedenfalls personenbezogene Daten iSd Art 4 Z 1
DSGVO dar; aufgrund des Erhebens und Speicherns sei eine
Verarbeitung gem Art 4 Z 2 DSGVO gegeben. Weiters verwies
die DSB auf den Rechtfertigungsgrund des Art 6 Abs 1 lit f
DSGVO (Erforderlichkeit zur Wahrung berechtigter Interessen)
sowie auf ErwGr 47 zur DSGVO, dem zufolge die vernünftigen
Erwartungen der von der Datenverarbeitung betroffenen Perso-
nen zu berücksichtigen seien. Nach Ansicht der DSB müssten
am Straßenverkehr teilnehmende Personen – insb dann, wenn
kein Unfallgeschehen vorliege – vernünftigerweise nicht damit
rechnen, dass ihre personenbezogenen Daten auf die hier erfolg-
te Weise verarbeitet würden. Eine Speicherung von Bilddaten
mithilfe von Dash-Cams entspreche keinesfalls der gängigen
Praxis im Straßenverkehr. Die vom Mitbeteiligten vorgebrachte
– das Identifizieren von Personen nicht ermöglichende – min-
dere Qualität der Bilder erachtete die DSB als Schutzbehaup-
tung, zumal die Kfz-Kennzeichen erkenntlich seien. Der Betrieb
der Bildaufnahme verstoße somit gegen die in Art 5 DSGVO
normierten Grundsätze. Eine die Rechtmäßigkeit dieser Daten-
verarbeitung tragende Rechtsgrundlage in Art 6 DSGVO sei
nicht ersichtlich und ein berechtigtes Interesse des Mitbeteilig-
ten sei nicht zu erkennen.

[ Beschw an BVwG ]
Gegen dieses StrafErk erhob der Mitbeteiligte Beschw und bean-
tragte die Durchführung einer mündl Verhandlung. Der Mitbe-
teiligte erachtete die Aufnahmen zurWahrung eines berechtigten
Interesses (infolge des Verkehrsunfalls) als gem Art 6 DSGVO

gerechtfertigt. Zudem würden allein durch die Aufnahme von
Kennzeichen keine personenbezogenen Daten erhoben.

[ Erk des BVwG ]
Mit dem angefochtenen Erk gab das BVwG der dagegen erhobe-
nen Beschw des Mitbeteiligten Folge, behob das StrafErk und
stellte das Verfahren gem § 45 Abs 1 Z 1 VStG ein. Die Rev wur-
de gem Art 133 Abs 4 B-VG für zulässig erklärt.

Das BVwG hielt zu den vom Mitbeteiligten (im Zuge der An-
zeige) vorgelegten Lichtbildern fest, auf einem Lichtbild fänden
sich keine Bilddaten von Personen, aber es sei das Kennzeichen
eines Fahrzeuges erkennbar; auf dem anderen Lichtbild sei das
Kennzeichen nur schwer und die fahrende Person gar nicht er-
kennbar.

[ Rechtl Beurteilung durch BVwG ]
In seiner rechtl Beurteilung ging das BVwG davon aus, dass dem
Mitbeteiligten zwei Übertretungen der DSGVO vorgeworfen
worden seien, nämlich die unrechtmäßige Datenverarbeitung
gem Art 5 Abs 1 lit a DSGVO sowie die unverhältnismäßige Da-
tenverarbeitung gem Art 5 Abs 1 lit c DSGVO. Weiters hielt das
BVwG fest, dass in den Anwendungsbereich der DSGVO fallen-
de, identifizierbare personenbezogene Daten iSd Art 4 Z 1
DSGVO vorlägen, zumal zumindest die Kfz-Kennzeichen Dritter
erkennbar verarbeitet worden seien.

Zum Vorwurf der unrechtmäßigen Datenverarbeitung prüfte
das BVwG den Tatbestand des Art 6 Abs 1 lit f DSGVO, der zwei
Voraussetzungen vorsehe, nämlich die Erforderlichkeit zur Ver-
wirklichung eines berechtigten Interesses sowie das fehlende
Überwiegen der Interessen und Grundrechte der betroffenen
Personen. Ein (von der DSB begründend ins Treffen geführtes)
allfälliges fehlendes Bewusstsein der Straßenverkehrsteilnehmer
betr eine sie erfassende Datenverarbeitung habe – so das BVwG
– nicht zur Folge, dass jegliche Interessenabwägung überflüssig
werde. Zudem sei zu berücksichtigen, dass nach § 12 DSG eine
(verhältnismäßige) Bildverarbeitung zu privaten Zwecken im öff
Raum bei überwiegenden berechtigten Interessen des Verant-
wortlichen zulässig sei.

Bei der gebotenen Interessenabwägung sei – so das BVwG
weiter – auf die Sache des vorliegenden BeschwVerfahrens Be-
dacht zu nehmen. Sache eines Verwaltungsstrafverfahrens sei die
dem Beschuldigten zur Last gelegte Tat mit ihren wesentl Sach-
verhaltselementen. Im vorliegenden Fall sei dem Mitbeteiligten
allein die Anfertigung und Auswertung von Bilddaten zum Zeit-
punkt eines bestimmten Unfallgeschehens angelastet worden.
Angesichts der Tatumschreibung sei eine über diesen Anlassfall
hinausgehende Verarbeitung von Bilddaten vom Tatvorwurf und
damit von der Prüfbefugnis des BVwG nicht umfasst. An der
Dokumentation eines konkreten Unfallgeschehens zum Zweck
der Geltendmachung von Rechtsansprüchen bestehe nach An-
sicht des BVwG ein erhebl Interesse. Da sich Personen im Stra-
ßenverkehr bewusst einer Öffentlichkeit und einer Wahrneh-
mung durch Dritte aussetzten, müssten sie spätestens im Fall ei-
nes Unfallgeschehens mit einer Dokumentation ihres Unfallge-
schehens rechnen. Ein generelles überwiegendes Interesse von
Straßenverkehrsteilnehmern, im Fall eines konkreten Unfallge-
schehens nicht gefilmt zu werden, sei nicht anzunehmen. Der
von der DSB angelastete Verstoß gegen den Grundsatz der recht-
mäßigen Datenverarbeitung könne daher nicht aufrechterhalten
werden. Dabei verwies das BVwG erneut auf seinen auf den kon-
kreten Anlassfall bezogenen Prüfumfang und auf den Umstand,
dass im vorliegenden Fall somit keine Aussage über die Zulässig-
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keit einer anlasslosen Bildverarbeitung im Straßenverkehr zu
treffen gewesen sei.

In der Folge prüfte das BVwG den Vorwurf der unverhält-
nismäßigen Datenverarbeitung. Ein Verstoß gegen Art 5 Abs 1
lit c DSGVO setze – so das BVwG – eine für den eigentl Zweck
der Verarbeitung nicht erforderl Datenverarbeitung voraus. Die
alleinige Verarbeitung von Bilddaten zum Zweck der Doku-
mentation eines konkreten Unfalls könne nicht per se als un-
verhältnismäßig erachtet werden. Sonstige Sachverhaltselemen-
te fänden sich im zugrundeliegenden Tatvorwurf nicht. Mit der
(vom Mitbeteiligten angesprochenen) Aufzeichnung von Bild-
material von drei Minuten vor dem Unfall (mittels Herauszie-
hens einer Karte) sei der Mitbeteiligte zu keinem Zeitpunkt
konfrontiert worden.

Gerade der Vorwurf der unverhältnismäßigen Datenverarbei-
tung setze nach Ansicht des BVwG aber eine ausreichende Dar-
stellung der betroffenen Daten und des Ausmaßes ihrer Verar-
beitung voraus. Eine Beurteilung der Verhältnismäßigkeit der
Datenverarbeitung könne ohne Kenntnis der Daten und des Aus-
maßes ihrer Verarbeitung nicht erfolgen. Die Aufnahme weiterer
Sachverhaltselemente in Bezug auf das Ausmaß der Datenverar-
beitung wäre als Austausch der Tathandlung zu qualifizieren.
Dem BVwG sei es allerdings verwehrt, über den von der DSB
gegenständlich erhobenen Tatvorwurf hinaus eine Entscheidung
zu treffen.

Das StrafErk sei daher aufzuheben und das Strafverfahren – da
die dem Mitbeteiligten zur Last gelegte Tat keine Verwaltungs-
übertretung bilde – einzustellen gewesen. Diese Entscheidung
könne gem § 44 Abs 2 VwGVG ohne Durchführung einer mündl
Verhandlung getroffen werden, weil bereits aufgrund der Akten-
lage feststehe, dass der angefochtene Bescheid aufzuheben sei.

[ Zulassung der oRev wegen fehlender Rsp ]
Die oRev erklärte das BVwG für zulässig, weil Rsp des VwGH zur
Frage fehle, ob die konkrete Bezeichnung der Daten und des Aus-
maßes ihrer Verarbeitung notwendiges und damit nicht aus-
wechselbares Tatbestandsmerkmal des Vorwurfs einer Verwal-
tungsübertretung nach Art 5 Abs 1 lit c DSGVO sei.

[ Aufhebung durch VwGH ]
Der VwGH gab der AmtsRev der DSB Folge und hob das ange-
fochtene Erk wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes auf.

Aus der Begründung

Der VwGH hat in einem gem § 12 Abs 2 VwGG gebildeten Senat
erwogen:

[ RevVorbringen ]
[19] 1. Die AmtsRevWerberin verweist zur Zulässigkeit zum ei-
nen auf die vom BVwG aufgezeigte Rechtsfrage. Zum anderen
bringt sie vor, es existiere keine Rsp des Verwaltungsgerichtsho-
fes zur Frage, unter welchen Voraussetzungen die Datenverarbei-
tung durch eine Dash-Cam in der DSGVO Deckung finde. Zu-
dem wird ein Abweichen vom hg Erk VwGH 12. 9. 2016, Ro
2015/04/0011, zur Bildverarbeitung durch eine Dash-Cam sowie
von näher zitierter hg Rsp betreffend die Durchführung einer
mündlichen Verhandlung geltend gemacht.

[20] Die Rev erweist sich im Hinblick auf die angesprochene
Konkretisierung des Ausmaßes der Datenverarbeitung im Tat-
vorwurf als zulässig und aus nachstehenden Erwägungen auch
als berechtigt.

[ Maßgebl Bestimmungen VO (EU) 2016/679 ]
[21] 2. [Auszugsweise Wiedergabe der maßgebl Bestimmungen
der VO (EU) 2016/679 des EP und des Rates v 27. 4. 2016 zum
Schutz natürl Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, ABl L 2016/119, 1 v 4. 5. 2016, uzw:

Art 4 Z 1, 2 und 7; Art 5 lit a und c; Art 6 Abs 1 lit f und
Art 83 Abs 5 lit a]

[ Nur inhaltl begrenzte Datenverarbeitungsprüfung
durch BVwG ]
[22] 3. Das BVwG legte seiner Entscheidung zugrunde, dem Mit-
beteiligten sei nur angelastet worden, dass er zum Zeitpunkt eines
konkretenUnfallgeschehens Bilddaten zumZweck der Dokumen-
tation dieses Vorfalles angefertigt und ausgewertet habe. Diese in-
haltl begrenzte Datenverarbeitung erachtete das BVwG mit nähe-
rer Begründung als rechtmäßig und verhältnismäßig. Ein darüber-
hinausgehender Tatvorwurf (etwa hins der in Rede stehenden
Aufzeichnung von Bildmaterial vor dem Unfallgeschehen) sei
nicht erfolgt. Im Hinblick auf die Beschränkung des Prüfumfangs
des BVwG durch die Sache des Verwaltungsstrafverfahrens sei
auch keine generelle Aussage über die Zulässigkeit einer anlasslo-
sen Bildverarbeitung im Straßenverkehr zu treffen gewesen.

[23] Zu prüfen ist somit, ob das BVwG die Sache des Beschw-
Verfahrens zutr abgegrenzt hat. Dazu ist Folgendes festzuhalten:

[ Tatumschreibung in Spruch eines StrafErk ]
[24] 4.1. Gem § 44a Z 1 VStG hat der Spruch eines StrafErk,
wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als erwiesen angenom-
mene Tat zu enthalten. Das erfordert in aller Regel die Angabe
von Tatort, Tatzeit sowie des wesentl Inhaltes des Tatgeschehens.
Die Umschreibung der Tat hat so präzise zu sein, dass der Besch
seine Verteidigungsrechte wahren kann und er nicht der Gefahr
einer Doppelbestrafung ausgesetzt ist; sie darf keinen Zweifel da-
ran bestehen lassen, wofür der Täter bestraft worden ist. Unge-
nauigkeiten bei der Konkretisierung der Tat haben nur dann kei-
nen Einfluss auf die Rechtmäßigkeit des Strafbescheides, wenn
dadurch keine Beeinträchtigung der Verteidigungsrechte des
Besch und keine Gefahr der Doppelbestrafung bewirkt werden.
Die Umschreibung der als erwiesen angenommenen Tat hat sich
am jeweils in Betracht kommenden Tatbild zu orientieren (vgl
VwGH 2. 10. 2020, Ra 2020/02/0173, Rn 9, mwN).

[25] Die an die Tatumschreibung zu stellenden Erfordernisse
sind nicht nur von Delikt zu Delikt, sondern auch nach den je-
weils gegebenen Begleitumständen in jedem einzelnen Fall unter-
schiedl zu beurteilen (vgl etwa VwGH 13. 12. 2018, Ra 2017/11/
0301, Rn 33, mwN).

[26] Ein nicht ausreichend konkreter Spruch eines StrafErk
kann aber nicht zu dessen Aufhebung führen. Das Verwaltungs-
gericht ist verpflichtet, den Spruch innerhalb der rechtzeitig an-
gelasteten Tatumschreibung selbst zu korrigieren und damit gem
§ 50 VwGVG in der Sache zu entscheiden (vgl etwa VwGH
13. 7. 2020, Ra 2018/11/0167, 0168, Rn 16, mwN). Umgekehrt
besteht allerdings keine Befugnis des Verwaltungsgerichts zur
Ausdehnung des Gegenstandes des Verfahrens über die Sache
des Verwaltungsstrafverfahrens iSd § 50 VwGVG hinaus (vgl
VwGH 14. 9. 2020, Ra 2020/02/0103, Rn 29, mwN).

[ Wort „jedenfalls“ bei Tatzeitraum bedeutet
kein Erfassen eines längeren Tatzeitraums ]
[27] 4.2. Die AmtsRevWerberin bringt vor, aus dem Spruch des
StrafErk, wonach der Mitbeteiligte „jedenfalls am 29. 11. 2018
um 10.48 Uhr“ eine Verwaltungsübertretung begangen habe,
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gehe hervor, dass die Verwaltungsübertretung nicht nur um
10.48 Uhr begangen worden sei. Dem ist entgegenzuhalten, dass
aus der bloßen Beifügung des Wortes „jedenfalls“ kein Erfassen
eines längeren Tatzeitraums hervorgeht. Dem BVwG kann daher
nicht vorgehalten werden, dass es als Tatzeitpunkt einzig den im
Spruch des StrafErk angeführten Zeitpunkt herangezogen hat.
Eine Ausdehnung des Tatzeitraumes erst im BeschwVerfahren
in Verwaltungsstrafsachen vor dem Verwaltungsgericht würde
eine unzulässige Erweiterung des Tatvorwurfs und der Sache
des Verfahrens iSd § 50 VwGVG darstellen (vgl VwGH
5. 11. 2014, Ra 2014/09/0018).

[ Spruch umfasst in casu Betrieb der Dash-Cam
und Anfertigung von Bildaufnahmen ]
[28] 4.3. Demgegenüber vermag sich der VwGH den weiteren
Ausführungen des BVwG betr den – nur eine eingeschränkte
Prüfung der hier in Rede stehenden Datenanwendung ermögli-
chenden – Tatvorwurf nicht anzuschließen. Zwar wird im Spruch
des StrafErk an einer Stelle auf die gegenständlichen, im konkre-
ten Anlassfall ausgewerteten Bildaufnahmen verwiesen (was auf
die beiden vorgelegten Lichtbilder hindeutet). Allerdings wird
allg vom Betrieb und der Verwendung der vom Mitbeteiligten
in seinem Kfz installierten „Dash-Cam-Anlage“, vom unzulässi-
gen Filmen des öff Raums und dem Eingriff in die Rechte Dritter
sowie vom vorsätzl Anfertigen von Bildaufnahmen gesprochen.
Der Tatvorwurf umfasste daher sowohl den Betrieb der vomMit-
beteiligten installierten und verwendeten Videoüberwachung an
sich als auch die Anfertigung von Bildaufnahmen von anderen
Straßenteilnehmern in bestimmter Dauer (konkret durch He-
rausziehen der Speicherkarte um 10.48 Uhr).

[ Fehlende Feststellungen zur Ausgestaltung
der Dash-Cam-Anlage ]
[29] Soweit das BVwG idZ die fehlende Kenntnis bestimmter
Umstände anspricht, wäre es gehalten gewesen, notwendige Er-
mittlungen – etwa im Wege der Durchführung der beantragten
mündl Verhandlung – nachzuholen. Hinzuweisen ist etwa da-
rauf, dass das angefochtene Erk keine eigenen ausdrückl Feststel-
lungen des BVwG zur generellen Ausgestaltung der gegenständ-
lichen Dash-Cam-Anlage enthält (es findet sich lediglich bei der
Darstellung des Verfahrensgangs eine Wiedergabe der Ausfüh-
rungen des Mitbeteiligten in seinem Einspruch gegen die Straf-
verfügung). Auf Basis derartiger Feststellungen hätte das BVwG
dann (sowohl iZm der Abwägung nach Art 6 Abs 1 lit f DSGVO
als auch im Hinblick auf den in Art 5 Abs 1 lit c DSGVO nor-
mierten Grundsatz der Datenminimierung) beurteilen müssen,
ob die dem Mitbeteiligten (wie oben dargestellt) angelastete Da-
tenverarbeitung insgesamt im Hinblick auf das davon erfasste
Ausmaß als rechtmäßig und auf das notwendige Maß beschränkt
angesehen werden kann. Sollte das BVwG den Spruch insoweit
als zu unpräzise ansehen, hätte es diesen innerhalb der angelas-
teten Tatumschreibung präzisieren müssen.

[30] Dass der Mitbeteiligte bei einem derart angenommenen
Tatvorwurf an der Wahrung seiner Verteidigungsrechte gehin-
dert gewesen oder der Gefahr der Doppelbestrafung ausgesetzt
wäre, ist nicht ersichtl, zumal sich seinem Einspruch gegen die
Strafverfügung entnehmen lässt, dass er sich detailliert und um-
fassend gegen den Tatvorwurf zur Wehr gesetzt hat.

[ Falsche Abgrenzung durch Verwaltungsgericht ]
[31] 4.4. Dem Verwaltungsgericht ist daher anzulasten, die Sache
des Verfahrens falsch abgegrenzt zu haben.

[32] 5. Zum darüberhinausgehenden Vorbringen der Amts-
RevWerberin wird vor diesem Hintergrund der Vollständigkeit
halber noch Folgendes angemerkt:

[33] 5.1. In der AmtsRev wird vorgebracht, eine Dash-Cam-
Anlage wie die hier gegenständliche, die durch einfaches Heraus-
ziehen der Speicherkarte eine jederzeit aktivierbare und somit
auch anlasslose Speicherung von Aufzeichnungen in der Dauer
von drei Min ermögliche, sei unverhältnismäßig; das angefoch-
tene Erk verstoße daher gegen das hg Erk VwGH Ro 2015/04/
0011 [ZVR 2017/11], zumal die gegenständliche Dash-Cam-An-
lage eingriffsintensiver sei als die im zit Erk beurteilte Datenver-
arbeitung.

[ Anlasslose Speichermöglichkeit in der Dauer von
3 Min nicht Gegenstand des BeschwVerfahrens ]
[34] Damit verkennt die AmtsRevWerberin aber, dass das
BVwG eine anlasslose Speichermöglichkeit in der Dauer von
drei Min nicht als Gegenstand des BeschwVerfahrens angesehen
hat, weil dies dem Mitbeteiligten nicht vorgehalten worden sei.
Ausgehend davon ging das BVwG – worauf es auch ausdrückl
hinwies – davon aus, dass es zu einer derartigen Bildverarbei-
tung keine Aussage treffen könne. Den Ausführungen der
AmtsRev zur Unzulässigkeit einer dauerhaft aufzeichnenden
Dash-Cam kommt somit im vorliegenden Fall (bzgl der Über-
prüfung des angefochtenen Erk) keine Relevanz zu, weil das
BVwG eine derartige Bildverarbeitung nicht beurteilt hat. Für
die Lösung bloß abstrakter Rechtsfragen ist der VwGH aber
nicht zuständig (vgl VwGH 22. 12. 2020, Ra 2018/04/0169 bis
0172, Rn 14, mwN).

[35] Gleiches gilt für das behauptete Abweichen der angefoch-
tenen Entscheidung vom hg Erk Ro 2015/04/0011 [ZVR 2017/
11]. Ausgehend von der seitens des BVwG seiner Entscheidung
zugrunde gelegten Prämisse hins des begrenzten Prüfumfangs
kommt es nämlich nicht darauf an, ob das vom Mitbeteiligten
installierte System dem Grunde nach eingriffsintensiver ist als
die im hg Erk Ro 2015/04/0011 beurteilte Datenanwendung, weil
das BVwG seiner Beurteilung nicht die Datenanwendung insge-
samt zugrunde gelegt hat.

[36] 5.2. Soweit die AmtsRev eine Rechtswidrigkeit des ange-
fochtenen Erk „auf Grund der nicht erfolgten Entscheidung in
der Sache“ durch das BVwG annimmt, ist anzumerken, dass es
sich beim angefochtenen Erk des BVwG um eine Entscheidung
in der Sache handelt, wenn auch in Form einer ersatzlosen Be-
hebung des bei ihm angefochtenen Bescheides (vgl – dort zur
ersatzlosen Behebung auf Grund von Unzuständigkeit – VwGH
20. 7. 2016, Ra 2015/22/0055, Rn 19; vgl zur Einstellung des
Strafverfahrens als Sachentscheidung VwGH 2. 5. 2019, Ra
2019/05/0006, Rn 9, mwN). Der Umstand, dass das BVwG die
Einbeziehung bestimmter Sachverhaltselemente als eine unzuläs-
sige Ausweitung der Sache angesehen und daher abgelehnt hat,
ist nicht gleichbedeutend mit einer Verweigerung der „Entschei-
dung in der Sache“.

[ Ergebnis: Aufhebung wegen inhaltl Rechtswidrigkeit ]
[37] 6. Aus den in Pkt 4 dargelegten Gründen hat das Verwal-
tungsgericht das angefochtene Erk aber mit inhaltl Rechtswidrig-
keit belastet. Das angefochtene Erk war daher gem § 42 Abs 2 Z 1
VwGG aufzuheben.
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Anmerkung

Dr. RAINER KNYRIM ist Rechtsanwalt in Wien und Partner der Knyrim Trieb
Rechtsanwälte OG.

Das vorliegende Erk behandelt einen äußerst heiklen Themen-
komplex, nämlich die Frage, ob es zulässig ist, während der Fahrt
mit einem Fahrzeug eine an der Windschutzscheibe oder dem
Armaturenbrett (daher der Begriff Dash-Cam für „Dashboard-
Cam“) angebrachte Kamera zur Aufzeichnung von Unfällen zu
verwenden.

Der Schutz der Privatsphäre des einzelnen Unfallgegners und
jedes Verkehrsteilnehmers steht hier dem Einzelschicksal von
Unfallopfern und deren Angehörigen gegenüber, also dem wirt-
schaftl Überleben ganzer Familien, die wegen eines womöglich
fehlenden Videobeweises mit ihren rechtl Forderungen auf Er-
satz von Sach- und Personenschäden und lebenslanger Pflegeleis-
tungen vor Gericht nicht Recht bekommen. Wie schon in einem
Beitrag in der ZVR 20151 dargelegt wurde, haben Datenschutzbe-
hörden bereits vor zehn Jahren deren Verwendung für unzulässig
erachtet, während gleichzeitig BG in Österreich die datenschutz-
rechtl Zulässigkeit gar nicht hinterfragten und keine Zweifel an
der zivilverfahrensrechtl Verwertbarkeit eines – allenfalls auch
datenschutzrechtl unzulässig aufgenommenen – Bildmaterials
aufkommen ließen. Zivilrechtl kann mit dem Videomaterial da-
her in Österreich vor den Gerichten viel gewonnen werden. Wie
der Verfahrensgang in der vorliegenden Entscheidung aufzeigt,
kann die Vorlage von ausgedruckten Bildern der Videoaufzeich-
nung bei der polizeilichen Anzeige aber zur umgehenden Anzei-
ge des Unfallbeteiligten durch die LPD bei der Datenschutzbe-
hörde führen.

Sehr wichtig für künftige weitere Entscheidungen ist die oben
wiedergegebene Aussage des BVwG, dass an der Dokumentation
eines konkreten Unfallgeschehens zum Zwecke der Geltendma-
chung von Rechtsansprüchen nach dessen Ansicht ein erhebl In-
teresse bestehe und dass sich Personen im Straßenverkehr be-
wusst einer Öffentlichkeit und einer Wahrnehmung durch Dritte
aussetzten, die spätestens im Fall eines Unfallgeschehens mit ei-
ner Dokumentation ihres Unfallgeschehens rechnen müssten.
Ein generelles überwiegendes Interesse von Straßenverkehrsteil-
nehmern, im Falle eines konkreten Unfallgeschehens nicht ge-
filmt zu werden, sei nicht anzunehmen. Daher folgerte das
BVwG, dass die alleinige Verarbeitung von Bilddaten zum Zweck
der Dokumentation eines konkreten Unfalls nicht per se als un-
verhältnismäßig erachtet werden könne. Diese grundsätzlichen
rechtl Ausführungen spielten im gegenständl Verfahren jedoch
keine weitere Rolle, weil der VwGH dem BVwG zum Vorwurf
machte, dass dieser keine eigenen ausdrückl Feststellungen zur
generellen Ausgestaltung der verfahrensgegenständl Dash-Cam-
Anlage machte, sondern sich lediglich auf die Wiedergabe der
Ausführung des Mitbeteiligten und seinen Einspruch gegen die
Strafverfügung beschränkte. Im Verfahren wurde das Erk VwGH
12. 9. 2016, Ro 2015/04/0011 und ein Abweichen von diesem we-
gen einer Speicherdauer von drei Minuten thematisiert.

Der Leser wird sich nun fragen, unter welchen techn Voraus-
setzungen eine Dash-Cam – sofern im späteren Verfahren den
oben zit rechtl Ausführungen des BVwG gefolgt würde – der
Einsatz solcher Kameras zulässig sein könnte. Die Antwort er-
gibt sich möglicherweise genau aus dem vorzit Erk (VwGH

2016) und den darin gemachten Überlegungen, die mittlerweile
sogar von der Datenschutzbehörde übernommen wurden. Der
Autor dieser Zeilen führte dieses Verfahren für ein österr Start-
up damals durch alle Instanzen bis zum VwGH. Dieses Start-up
hatte vor zehn Jahren – lange bevor dieser Grundsatz in Art 25
DSGVO ges festgeschrieben wurde – nach dem Grundsatz des
Privacy by Design (Datenschutz durch Technikgestaltung) eine
datenschutzrechtl konforme Dash-Cam entwickelt. Damals be-
saß noch nicht jeder Mensch ein Smartphone mit hochauflösen-
der Kamera, die ihm ermöglichte, jederzeit alles überall zu fil-
men und sofort im Internet zu verbreiten (ob dies nun zulässig
ist oder nicht), und Kfz erfassten noch nicht wie heute selbst-
ständig ohne Eingreifen (und meist auch ohne Wissen) des
Fahrzeughalters ihre Umgebung und schickten automatisiert
Telematik- und Videodaten sofort nach dem Unfall direkt an
den Hersteller. Es gab aber bereits Dash-Cams, die durchgehend
bis zu 48 Stunden lang hochauflösende Videos aufzeichneten,
sodass man stundenlange Fahrtvideos ansehen konnte. Zu sol-
chen wollte das österr Start-up eine datenschutzrechtl konforme
Alternative anbieten.

Gemeinsam mit diesem Unternehmen konnte ein Konzept
umgesetzt werden, das rechtl von der Überlegung ausging, dass
die Privatsphäre der Verkehrsteilnehmer grds zu schützen sei
und daher ein Anfertigen von permanenten Videos unzulässig
ist, im Fall eines Unfalls der Unfallgegner aber nicht erwarten
kann, dass nicht nach dem Unfallgeschehen der Unfallgegner
oder SV den Unfallort dokumentieren, wie dies seit vielen Jahr-
zehnten etwa durch Fotoaufnahmen nach dem Unfall gemacht
wurde. Die techn Innovation dabei war, dass die Aufnahme (in
der Dauer von 60 Sek nach dem Unfallzeitpunkt) durch Auslösen
eines Beschleunigungssensors beim Unfall automatisch auf eine
Speicherkarte im Gerät geschrieben wurde, die dann herausge-
nommen und ausgelesen werden konnte. Eine weitere techn In-
novation war, dass in einem Microchip der Kamera 60 Sek der
Aufnahme „virtuell“ zwischengespeichert wurden, aber für den
Nutzer nicht auslesbar waren, solange kein Unfall geschah. Bei
einem Unfall wurde, ausgelöst durch einen Beschleunigungssen-
sor, diese zwischengespeicherte Aufnahme auf die Speicherkarte
geschrieben und dadurch 60 Sek Blick zurück in die Vergangen-
heit ermöglicht.

Überdies wurde die Auflösung der Kamera ganz bewusst sehr
niedrig gewählt, um entfernte, nicht zum Unfallgeschehen gehö-
rige Personen und Gegenstände nur undeutlich abzubilden. Um
im Fall von für den Kfz-Lenker sichtlich drohender Gefahr (etwa
bei sich dem Kfz-nähernden Personen mit aggressivem Verhal-
ten oder bei Personenannäherungen etwa auf einsamen Parkplät-
zen oder Parkhäusern in der Nacht) die Möglichkeit zu haben,
aktiv aus Sicherheitsgründen eine Aufnahme zu starten, wurde
am Gerät ein „SOS-Button“ installiert, der eine manuelle Auf-
nahme auslösen konnte.

Ein Prototyp dieses Geräts wurde im Jahr 2014 beim Daten-
verarbeitungsregister als Datenanwendung zur „Beweissicherung
bei Verkehrsunfällen“ gemeldet. Damals ging es um die Geneh-
migung einer Datenanwendung an sich, und der VwGH stieß
sich damals letztlich vor allem an dem SOS-Button. Weil dieser
jederzeit ausgelöst werden könne, war es schon aus diesem
Grund aus Sicht des VwGH ausgeschlossen, das damalige System

1 Knyrim/Trieb, Dash-Board-Cam – zulässig zur Beweissicherung bei Ver-
kehrsunfällen? ZVR 2015, 112; vgl auch dies, Dashcams und Castcams, ZVR
2015, 445.
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als gelindestes Mittel anzusehen. Eine solche Ansicht wäre nach
heutiger Sicht der Dinge wohl nicht mehr zu halten, da die techn
Möglichkeit nicht mit der Frage der Zulässigkeit der tatsächl Be-
nutzung im Einzelfall vermischt werden darf, denn sonst müssten
sämtliche Smartphones verboten werden, da diese ebenfalls eine
jederzeitige Aufnahme ermöglichen.

Der VwGh hat damals zumindest das Bemühen des Unter-
nehmens um eine möglichst geringe datenschutzrechtl Ein-
griffsintensität anerkannt, das Start-up musste sein innovatives
Privacy by Design-Projekt aber aus finanziellen Gründen ein-
stellen. Vielleicht war das Unternehmen seiner Zeit voraus,
denn die Datenschutzbehörde vertritt nun, Jahre später, auf ih-
rer eigenen Webseite2 die Ansicht, dass Dash-Cams im Regel-
fall unzulässig seien, weil die meisten gängigen Produkte auf-
grund ihrer Konfigurationen (Speicherdauer) andere Verkehrs-
teilnehmer in unzulässiger Weise in deren Grundrecht auf Da-
tenschutz beeinträchtigen, sie stuft diese aber nicht mehr als
gänzlich unzulässig ein, wobei sie sich auf die vorzitierte Ent-
scheidung des VwGH aus 2016 sowie das EuGH-Urteil Ryneš3
bezieht. Als Parameter für die mögliche Zulässigkeit von Dash-
Cams in einer Einzelfallentscheidung listet die Datenschutzbe-
hörde nun tw genau jene Kriterien auf, die das Start-up damals
für die Zulässigkeit argumentiert hatte:
▶ geringe Kameraauflösung (zusätzlich „nach unten“ geneigte

Kamera);

▶ Datenspeicherung nur eine Minute vor dem Unfallgeschehen
und kontinuierliches Überschreiben der Daten, soweit es zu
keinem Unfall kommt;

▶ Auslösen der Aufnahme durch Aufprall- oder Bewegungssen-
soren;

▶ Datenverschlüsselung;
▶ allerdings lässt die Datenschutzbehörde weiterhin kein ma-

nuelles Auslösen zu (s dazu das oben zu Smartphone-Kameras
Gesagte).

Die Datenschutzbehörde weist in dieser Information auf ihrer
Webseite ausdrückl darauf hin, dass es noch keine gerichtl Ent-
scheidung in Bezug auf Dash-Cams und deren Zulässigkeit nach
der DSGVO gibt. Dies ist auch nach der hier behandelten Ent-
scheidung weiterhin der Fall und es bleibt daher abzuwarten, ob
der VwGH endlich – nach bald einem Jahrzehnt – die Gelegen-
heit erhält, tatsächl inhaltl über die rechtl Zulässigkeit und techn
Ausgestaltungsnotwendigkeit des heiklen Themas „Dash-Cam“
zu urteilen.

2 https://www.dsb.gv.at/download-links/fragen-und-antworten.html#DASH
CAMS_Autokameras (zuletzt abgefragt 27. 3. 2023).

3 EuGH 11. 12. 2014, C-212/13.
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